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Die immer noch nicht absehbaren recht-
lichen und wirtschaftlichen Konsequen-
zen des BREXIT bewegen mittlerweile
auch deutsche Rechtspolitiker. In D�s-

seldorf bem�ht sich die Landesregie-
rung, aus dem BREXIT Vorteile f�r den
Rechtsstandort Deutschland zu generie-
ren: Ein fr�heres, freilich gescheitertes
Vorhaben wird neu aufgegriffen: Eng-
lisch als Gerichtssprache ist das Thema.
Dahinter steht der Versuch – auch die
Frankfurter Gerichte haben sich dem
gleichen Ziel verschrieben – die unbe-
streitbaren Vorz�ge des deutschen Pro-
zessrechts, vor allem seine Kosteneffizi-
enz und die zeitnahe Streiterledigung f�r
internationale Rechtsstreitigkeiten
fruchtbar zu machen. Anstelle der deut-
schen Sprache (§ 184 GVG) soll f�r Ge-
richt und Parteien die englische Sprache
treten. Dem Gerichtsort London, der ge-
genw�rtig noch großrahmige internatio-
nale Streitigkeiten – auch im Rahmen
der Schiedsgerichtsbarkeit – weithin
monopolisiert, soll mutig Paroli geboten
werden. Eingewoben ist dieses rechtspo-
litische Vorhaben in die seit l�ngerem
laufenden Bem�hungen um „Law made
inGermany“.

Doch bei allem Verst�ndnis f�r diese
rechtspolitischen Initiativen stellen sich
verschiedene Fragen, die Zweifel erwe-
cken, ob dieses Projekt nicht zu ehrgei-
zig ist. Der erste Einwand liegt offen auf
der Hand: Die am OLG K�ln vor Jahren
eingef�hrte – freiwillige – Alternative,
Gerichtsverhandlungen auf �berein-
stimmenden Wunsch der Parteien in
englischer Sprache zu f�hren, hat so gut
wie keine Resonanz in der Praxis gefun-

den. Das sollte indessen nicht schrecken.
Diese keineswegs �berw�ltigend positi-
ven Erfahrungen k�nnte man sicherlich
unter Hinweis auf die jetzt nach dem

BREXIT sich vermutlich einstellenden
gr�ßeren Chancen, Englisch als Ge-
richtssprache innerhalb des deutschen
Verfahrensrechts wirksam zu nutzen,
�berwinden. Auch der Rechtsmarkt ge-
horcht ja den Gesetzm�ßigkeiten des
Geldes. Die Parteienwollen kalkulierba-
re und �berschaubare Kostenlasten,
wenn sie schon die Gerichte bem�hen.
Und in diesem Punkt ist das deutsche
Prozessrecht dem englischen in hohem
Maß �berlegen.

Aber ein weiterer – gravierender – Ein-
wand stellt sich ein. Die deutschen Ge-
richte haben praktisch keine Erfahrun-
gen in großrahmigen internationalen
Streitigkeiten. In denDatenbanken sucht
man in der Regel – und das schon seit
Jahren – vergeblich nach Beispielsf�l-
len, die Schule machen k�nnten, die vor
allem belegen, dass die deutsche Richt-
erschaft hier wirklich einen Erfahrungs-
schatz verwaltet, den sie weithin nutzbar
machen kann. Im Gegenteil. Das Klein-
teilige regiert, Streitigkeiten im mittle-
ren Streitwertbereich sind die Regel. An
keiner Stelle wird dieses Defizit so auf-
fallend wie bei den st�ndig – und dies
seit Jahren – in allen Gerichtsbezirken
zur�ckgehenden Fallzahlen derKammer
f�rHandelssachen.

Niemand hat bislang eine plausible Ant-
wort darauf, was denn die entscheiden-
denGr�nde f�r dieses Absinken der Fall-
zahlen gerade in den Bereichen sind,
welche das Urgesch�ft des Kaufmanns
und die sich daraus ergebenden Streitig-
keiten betreffen. Die Vermutung, dass
die F�lle zu den Schiedsgerichten ab-
wandern, l�sst sich nicht belegen. Die
Deutsche Institution f�r Schiedsge-
richtsbarkeit e.V. (DIS), deren Schieds-
gerichtsbarkeit oft von den Parteien ge-
w�hlt wird, berichtet f�r das Jahr 2017
gerade mal schmale 152 F�lle, davon
entfallen auf die Sportgerichtsbarkeit
immerhin 27 Streitigkeiten.

Mehr noch: Analysiert man die Pr�judi-
zien des BGH, wie sie das neue Kauf-
recht auf Grund der Schuldrechtsmoder-
nisierung gepr�gt haben, dann landet
man im klassischen Verbraucherrecht:
Hunde, Katzen, Gebrauchtwagen und

Pferde – das waren die F�lle, die maßge-
benden. Ein markanter Fall aus dem Be-
reich des Unternehmenskaufs ist da
nicht zu finden. W�rden also Parteien
im Rahmen einer bevorstehenden inter-
nationalen Streitigkeit nach einschl�gi-
gen Pr�judizien der BGH-Judikatur im
Kaufrecht Ausschau halten, so w�rden
sie sich mit einiger Sicherheit die Augen
reiben. Im englischen Recht ist das
grundlegend anders. Hier herrschen die

Pr�judizien auf Grund großrahmiger
Streitigkeiten, was schon deswegen ver-
st�ndlich ist, weil sich nur bei solchen
Verfahren der oft immense Aufwand an
Anwaltsgeb�hren und Kosten lohnt.
Streitigkeiten des Mittelstandes finden
daher vor den englischen Gerichten aus
eben diesem Grund nur wenig Reso-
nanz: Die Kostenbremse im Kopf der
Partei wirkt sehr effektiv.

Aber auch imBereich des deutschen Ge-
sellschaftsrechts ist es kaum anders. Vor
Jahren schon klagte der ehemalige Vor-
sitzende des II. Senats, Dr. Wulf Goette,
dass sich das deutsche Gesellschafts-
recht nur im Rahmen von „Aschenput-
tel-F�llen“ fortentwickelt. Er verwies
dabei auf Streitigkeiten in Soziet�ten,
die den Regeln der §§ 705ff. BGB fol-
gen. Das Großrahmige, das Internatio-
nale – Fehlanzeige.

All daswirdman bedenkenm�ssen, weil
nicht nur das Kostenrecht ein Vorteil des
deutschen Verfahrensrechts ist. Balan-
ciert wird dieser Vorteil leider durch den
schwerwiegenden Nachteil: Das deut-
sche materielle Recht hat sich bislang
nicht in ein international anerkanntes
Recht entwickelt, das auch belastbare
Leitlinien entwickelt hat, wie großvolu-
mige Streitigkeiten mit internationalem
Bezug behandelt und beurteilt werden.
Daf�r fehlt denRichtern der Erfahrungs-
horizont und den Parteien die Verl�ss-
lichkeit einschl�giger Pr�judizien.
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Ein zu ehrgeiziges Ziel?

Welche Konsequen-
zen kann der Brexit
f�r die Rechtsfort-
bildung der Recht-
sprechung haben?
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